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Fachamt: Bauverwaltung Vorlage-Nr.: 2019-213

Datum: 19.08.2019
Beschlussvorlage
Aufbau eines Hochwasserschutzregisters
Satzungsbeschluss
Beratungsfolge:

Gremium am

Bau- und Umweltausschuss 07.10.2019 nicht 6ffentlich
Ortschaftsrat Lindach offentlich
Ortschaftsrat Pleutersbach 15.10.2019 offentlich
Ortschaftsrat Rockenau 23.10.2019 offentlich
Gemeinderat 24.10.2019 offentlich

Beschlussantrag:

Der als Anlage beigefiigte Satzungsentwurf (Anlage 1) Gber ein Hochwasserschutzregister
und die Kostenerstattung fiir Retentionsraum-MalRhahmen wird nach § 65 Abs. 3
Wassergesetz (WG) i. v. m. 8 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung fiir Baden-W(rttemberg
(GemQ), in der jeweils glltigen Fassung, als Satzung beschlossen.

Sachverhalt / Begrindung:
1. Ausgangslage

Nach Beratung im Bau- und Umweltausschuss sowie den Ortschafsraten der Ortschaften
Lindach, Pleutersbach und Rockenau fasste der Gemeinderat am 29.04.2019 in 6ffentlicher
Sitzung den Beschluss zum Aufbau eines Hochwasserschutzregisters, sh. Beschlussvorlage
Nr. 2019-080. Das Hochwasserschutzregister soll neben der Stadt Eberbach selbst, auch
von privaten Vorhabentrdgern in Anspruch genommen werden kdnnen.

Die Verwaltung wurde vom Gemeinderat beauftragt, einen entsprechenden Satzungsentwurf
auszuarbeiten und das weitere Vorgehen entsprechend mit den zustandigen Behdrden
abzustimmen.

Mit Schreiben vom 23.05.2018 hat die Bauverwaltung nachfolgende Behdrden zur
Stellungnahme zum beigefiigten Satzungsentwurf aufgefordert:

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Baurechtsamt




Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Kommunalrechtsamt

Die letzte Stellungnahme ist am 29.07.2019 beim Stadtbauamt eingegangen.

Seitens der beteiligten Behdrden bestehen gegen den Erlass einer Satzung tber ein
Hochwasserschutzregister und die Kostenerstattung fur Retentionsraum-MafRnahmen keine
Bedenken.

Zur Frage der Stadt Eberbach wie sich der Erlass einer solchen Satzung auf die
Neuaufstellung oder Anderung eines Bebauungsplanes im Bereich eines HQ 100 auswirkt
wurden seitens des Baurechtsamtes und des Wasserrechtsamtes folgende Anmerkungen
vorgetragen:

Es erfolgte der Hinweis auf das sogenannte ,Einzelbauvorhaben®, auf welches sich die
Satzung beziehen soll. Belange eines Bebauungsplanes kénnen nicht allgemein mit dieser
Satzung geregelt werden. Bei der Neuaufstellung eines Bebauungsplanes im Bereich eines
HQ 100 ist das Wasserrechtsamt als Trager ¢ffentlicher Belange im Rahmen des

8 4 Baugesetzbuch (BauGB) zu beteiligen.

Nach einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 03.06.2014 liegt ein ,neues”
Baugebiet im Sinne des § 78 Abs. 1 Nr. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) nur in den Féllen
vor, in denen Flachen eines Uberschwemmungsgebiets durch Bauleitplanung oder
stadtebauliche Satzungen erstmalig einer Bebauung zugefiihrt werden sollen. BloRRe
Umplanungen, etwa die Anderung der Gebietsart eines bereits bestehenden Baugebiets,
oder das Nachverdichten im Innenbereich fallen nicht hierunter.

2. Weitere Vorgehensweise

Zum Inkrafttreten der Satzung ist die offentliche Bekanntmachung erforderlich.

Als nachster Schritt soll im Jahr 2020 geprift werden, welche Flachen fur einen maglichen
Ankauf zum Aufbau eines Hochwasserschutzregisters in Frage kommen. Entsprechende
Mittel fir einen Ankauf werden in den Haushaltsentwurf 2020 angemeldet.

Sofern geeignete Grundstiicke erworben werden kénnen, kénnten in den Jahren 2021 und

2022 MalBnahmen umgesetzt werden, welche auf das Hochwasserschutzregister
angerechnet werden kdnnen.

Peter Reichert
BlUrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1: Satzungsentwurf



Anlage 1

Entwurf

Satzung Uber ein Hochwasserschutzregister und die Kostenerstattung fiir Retentions-
raum-Mallnahmen nach 8§ 65 Abs. 3 Wassergesetz (WG)

Auf Grund des 8 65 Abs. 3 des Wassergesetzes fur Baden-Wrttemberg (WG) in der Fas-
sung vom 03.12.2013 (GBI. S. 389), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 28.11.2018

(GBI. 439) und des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg in der Fassung
vom 24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 21.05.2019
(GBI. S. 161) hat der Gemeinderat der Stadt Eberbach in seiner Sitzung am fol-
gende Satzung beschlossen:

81
Anlage eines Hochwasserschutzregisters

(1) Die Stadt Eberbach fuhrt ein Hochwasserschutzregister nach MaRgabe dieser Satzung.

(2) Das Hochwasserschutzregister dient dem nach § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1a Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) erforderlichen Ausgleich von Riickhalteraum durch (teilweise) An-
rechnung kommunaler Mal3hahmen.

82
Funktionsweise

(1) Fahrt die Stadt Eberbach eine MaRnahme zur Schaffung von Rickhalteraum durch, so
kann der hierdurch geschaffene Rickhalteraum im Hochwasserschutzregister gutge-
schrieben werden. Die Aufnahme in das Hochwasserschutzregister kann erfolgen, so-
bald die MaRnahme funktionswirksam wird; die endgultige Fertigstellung ist nicht erfor-
derlich.

(2) Mdogliche geeignete MaRnahmen zur Schaffung von Rickhalteraum sind insbesondere

e Aktivierung von Altarmen und ehemaligen Uberschwemmungsflachen, Dammriickverle-
gungen

e Aufstau an bestehenden oder geplanten Querstrukturen im Talraum wie zum Beispiel

StralRendammen, Larmschutzwallen o.a.

Gewasserrenaturierungen / -aufweitungen

Errichtung von Dammen quer zur FlieRrichtung

Bau von Ruickhalterdumen

Abgrabungen

Abriss von bestehenden Gebauden in Uberschwemmungsgebieten ohne erneute Be-

bauung

Die MalRBnahmen sind im Einzelfall auf Eignung und Durchfiihrbarkeit zu Gberprufen.
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Anlage 1

Ein anrechenbarer Rickhalteraum liegt nicht vor, soweit dieser benétigt wird, um die von
einem Hochwasserereignis mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (HQ 100) betroffenen Fla-
chen zu reduzieren und die festgesetzten Uberschwemmungsgebiete zu verkleinern
(keine Doppelverrechnung). Wird durch die MaRnahme mehr Riickhalteraum geschaf-
fen, als durch sie verloren geht, ist die Differenz anrechenbar.

Eine kommunale nach Abs. 2 anrechenbare MalRnahme liegt auch dann vor, wenn die
Mafnahme durch Dritte durchgefihrt wird, sofern auf Grundlage eines 6ffentlich-
rechtlichen Vertrags gesichert ist, dass der geschaffene Riickhalteraum dauerhaft erhal-
ten bleibt.

Im Hochwasserschutzregister werden die MaRnahmen nach den Abs. 2 und 4 sowie die
dadurch entstandenen Kosten ausgewiesen. Dabei sind die Art der Ma3nahme, der ge-
schaffene Riickhalteraum sowie die Ortlichkeit (Flurstiick-Nr.) zu nennen.

In das Hochwasserschutzregister werden die nach § 3 angerechneten Maflnahmen ein-
getragen und bilanziert.

§3
Anrechnungsverfahren

Ein Vorhabentrager kann beantragen, dass seinem Vorhaben nach § 78 Abs. 5 Satz 1
Nr. 1a WHG in dem erforderlichen Mal3 Riuickhalteraum aus dem Hochwasserschutzre-
gister angerechnet wird. Der Antrag ist schriftlich zu stellen. Der Antrag hat mindestens
zu enthalten:

einen Lageplan und Schnitte sowie

eine Berechnung des auszugleichenden Rickhaltevolumens; der Berechnung ist der
Wasserstand HQ100 zugrunde zu legen, der Zustand des Grundstiicks vor Durchfiih-
rung der BaumalRnahme ist dem Zustand nach Durchfiihrung der Baumal3hahme ge-
genuberzustellen. In die Berechnung einzustellen sind u.a. die Kubatur des zu errichten-
den Bauwerks, Veranderungen der Geldndeoberflache und etwaige SchutzmalRnahmen
auf dem Baugrundstiick

Die Gemeinde entscheidet Uber den Antrag nach pflichtgemaliem Ermessen im Rahmen
der wasserrechtlichen Genehmigung nach 8§ 78 Abs. 5 Satz 1 WHG oder im Rahmen
der Erteilung des Einvernehmens nach § 84 Abs. 2 Satz 3 WG.

§4
Kostenerstattung

Fur den Ausgleich von Riickhalteraum durch (teilweise) Anrechnung kommunaler MalRnah-
men hat sich der Vorhabentrdger an den Kosten der Ausgleichsmalinahmen zu beteiligen
und der Gemeinde anteilig die entstandenen Kosten zu erstatten.



Anlage 1

§5
Erstattungspflichtiger

Erstattungspflichtiger ist der Vorhabentréger.

§6
Mafistab der Kostenerstattung

Mal3stab fiir die Kostenerstattung ist der auszugleichende Rickhalteraum (EUR/m3). Der
auszugleichende Ruckhalteraum berechnet sich nach Maf3gabe des § 3 Abs. 1 2. Spiegel-
strich.

87
Entstehung und Falligkeit

(1) Der Kostenerstattungsanspruch entsteht mit der Erteilung einer Genehmigung nach
8§ 78 Abs. 5 Satz 1 WHG, soweit mit dieser Ruckhalteraum aus dem Hochwasserschutz-
register in Anspruch genommen wird. Die Gemeinde setzt den Kostenerstattungsbetrag
durch Bescheid gegentiber dem Erstattungspflichtigen fest.

(2) Der Kostenerstattungsanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids
fallig.

88
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Eberbach, den

Der Blrgermeister

Peter Reichert



Fachamt: Bauverwaltung Vorlage-Nr.: 2019-272

Datum: 15.10.2019

Beschlussvorlage

Einbeziehung von AulRenbereichsflachen in das beschleunigte Bebauungsplanverfahren
nach 8 13 b Baugesetzbuch (BauGB)

Hier: Bebauungsplan Nr. 111 "Ringenacker", Erweiterung im Ortsteil Pleutersbach
Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge:

Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 14.11.2019 nicht 6ffentlich
Ortschaftsrat Lindach 21.11.2019 offentlich
Ortschaftsrat Pleutersbach 19.11.2019 offentlich
Gemeinderat 28.11.2019 offentlich

Beschlussantrag:

1. Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 ,Ringenacker”, Erweiterung im Ortsteil
Pleutersbach erfolgt nach 8 13 b des Baugesetzbuches (BauGB). Die Abgrenzung geht
aus dem als Anlage 1 beigefligten Lageplan hervor. Dieser ist Bestandteil des
Beschlusses.

2. Der Bebauungsplan ist geman den 88 2 Abs. 1 und 13 a Abs. 3 BauGB ortstiblich

bekannt zu machen. Es wird keine Umweltpriifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB durchgeflhrt.

3. Auf der Gemarkung Lindach wird kein Verfahren nach § 13 b BauGB eingeleitet.

Sachverhalt / Begrindung:
1. Ausgangssituation

Mit der Beschlussvorlage 2019-106/1 fasste der Gemeinderat in seiner 6ffentlichen Sitzung
vom 25.07.2019 den Grundsatzbeschluss, Gebiete auf den Gemarkungen Lindach und
Pleutersbach in ein Bebauungsplanverfahren nach § 13 b BauGB einzubeziehen und wenn
moglich entsprechende Verfahren einzuleiten.

Im Vorfeld wurden sowohl die Ortschaftsrate Lindach und Pleutersbach als auch der

Gemeinderat mit der Informationsvorlage 2019-044 ausfuhrlich Gber die Durchfiihrung eines

Bebauungsplanverfahrens nach § 13 b BauGB informiert.



Vor der Einleitung von entsprechenden Bebauungsplanverfahren auf den
Ortsteilgemarkungen sollte jedoch durch eine Anfrage bei den zusténdigen Fachbehorden
beim Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises eine erste Stellungnahme zu den geplanten
Verfahren eingeholt werden. Zwischenzeitlich wurden der Verwaltung entsprechende
Stellungnahmen vorgelegt.

2. Anfrage von Fachbehorden beim Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises

Mit Schreiben vom 30.07.2019 hat die Verwaltung das Baurechtsamt beim Landratsamt des
Rhein-Neckar-Kreises sowie das Amt fur Landwirtschaft und Naturschutz, Untere
Naturschutzbehdrde des Rhein-Neckar-Kreises um Stellungnahme zur geplanten
Entwicklung der AuRenbereichsflachen nach 8§ 13 b des BauGB auf den Gemarkungen
Lindach und Pleutersbach gebeten.

Mit Schreiben vom 07.08.2019 erfolgten seitens des Baurechtsamtes zunachst allgemeine
Verfahrenshinweise in Bezug auf § 13 b BauGB. Bezlglich der rein planungsrechtlichen
Einschatzung bzw. Eignung kénnen die beabsichtigten Plangebiete in Lindach und
Pleutersbach als geeignet angesehen werden. Beide schliel3en an zwei Seiten an die
bestehende Bebauung an und die tbrigen Voraussetzungen zur Durchfiihrung eines
Bebauungsplanverfahrens sind ebenfalls gegeben.

Die Untere Naturschutzbehdrde hat ebenfalls mit Schreiben vom 28.08.2019 eine
Stellungnahme abgegeben. Auch hier erfolgten zunachst allgemeine Hinweise zum
Bebauungsplanverfahren.

Plangebiet Lindach:

Das angedachte Plangebiet im Ortsteil Lindach (siehe Anlage 3) liegt im Geltungsbereich
des Landschaftsschutzgebietes ,Neckartal II-Eberbach®. Eine Bebauung ist deshalb
grundsatzlich nicht méglich. Ein Bebauungsplan, welcher ein Landschaftsschutzgebiet (LSG)
Uberplant, verstt3t gegen den Schutzzweck des LSG und damit gegen hdherrangiges Recht.
Eine Bebauung von Flachen die innerhalb des LSG liegen, ist nach der entsprechenden
Landschaftsschutzgebietsverordnung aus fachlicher Sicht nicht moglich, da hierdurch der
Charakter des Schutzgebietes erheblich verandert wird und der Bebauungsplan damit dem
Schutzzweck zuwiderlauft. Aus Sicht der unteren Naturschutzbehorde kann eine Erlaubnis
daher nicht in Aussicht gestellt werden. Von einer Beibehaltung der Planung wird daher
abgeraten.

Plangebiet Pleutersbach

Das angedachte Plangebiet im Ortsteil Pleutersbach befindet sich auf3erhalb des
Geltungsbereiches des Landschaftsschutzgebietes ,Neckartal II-Eberbach®. Gesetzlich
geschutzte Biotope sind ebenfalls nicht betroffen. Die Flache umfasst jedoch hochwertige
Grunlandbereiche, weshalb gewisse Artengruppen im Rahmen des Verfahrens vertieft zu
untersuchen sind. Ein artenschutzrechtlicher Ausgleich in Form von CEF-Malinahmen
scheint moglich.

Einschatzung des Umweltamtes der Stadt Eberbach

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehdrde wurde dem Umweltamt der Stadt
Eberbach vorgelegt. Das Umweltamt schlief3t sich den Ausfihrungen der Unteren
Naturschutzbehdrde an. Von der Durchfiihrung eines Bebauungsplanverfahrens im Ortstell
Lindach wird ebenfalls abgeraten. Im Ortsteil Pleutersbach kénnte, unter Beachtung der
vertieften Untersuchungen sowie von CEF-Mal3nahmen im raumlich engen Zusammenhang



mit dem Plangebiet, ein Bebauungsplanverfahren erfolgreich zum Abschluss gebracht
werden.

Fazit

Seitens der Verwaltung wird empfohlen, aufgrund der vorliegenden Stellungnahme der
Unteren Naturschutzbehorde sowie der Einschétzung des stadtischen Umweltamtes im
Ortsteil Lindach kein Bebauungsplanverfahren nach § 13 b BauGB einzuleiten. Das Quartier
kénnte bei der kiinftigen Fortschreibung des einheitlichen Regionalplanes Rhein-Neckar
sowie des Flachennutzungsplanes der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vWG)
Eberbach-Schonbrunn als mégliche Erweiterungsflache beriicksichtigt werden.

Da im Ortsteil Pleutersbach nach Einschatzung der Unteren Naturschutzbehorde und des
Umweltamtes der Stadt Eberbach ein Verfahren erfolgreich zum Abschluss gebracht werden
koénnte, wird seitens der Verwaltung die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens nach

§ 13 b BauGB vorgeschlagen.

3. Bebauungsplanverfahren nach § 13 b BauGB
a) Gesetzliche Grundlagen

8 13 b des BauGB ermdglicht den Gemeinden, im Rahmen eines befristeten Zeitraumes
(Aufstellungsbeschluss bis 31.12.2019, Satzungsbeschluss bis zum 31.12.2021), die
Entwicklung von am Ortsrand anschlieBende AuRenbereichsflachen, um weitere
Wohnbaulandausweisungen zu ermoglichen.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 13 b BauGB unterliegt dem beschleunigten
Verfahren der 88 13 und 13 a BauGB. Das beschleunigte Verfahren ist fir die Aufstellung
einfacher und qualifizierter Bebauungsplane maoglich.

b) Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 ,,Ringenacker®, Erweiterung

Der § 13 b BauGB macht die Anwendung des beschleunigten Verfahrens davon abhéngig,
dass eine zuldssige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) eingehalten wird.

Folge ist, dass fur den konkret aufzustellenden Bebauungsplan zunéchst ein Schwellenwert
von weniger als 10.000 m2 Grundflache einzuhalten ist. Im vorliegenden Plangebiet ist von
einer geplanten Grundflache von unter ca. 2.150 m? auszugehen. Der zu tUberplanende
Bereich nach 8§ 13 b BauGB muss an den Uberplanten oder unbeplanten Innenbereich im
Sinne des BauGB anschlieRen. Des weiteren muss der kiinftige Bebauungsplan die
Zulassigkeit von Wohnnutzungen begriinden.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Voraussetzungen fiur die Aufstellung des
Bebauungsplanes nach § 13 b BauGB erfilllt sind. Das zu tberplanende Gebiet grenzt an
den rechtsgtiltigen Bebauungsplan Nr. 70 ,Ringenacker® an und sieht die Schaffung von
Wohnbauflachen vor.

Da das Verfahren der 88 13 und 13 a BauGB anzuwenden ist, kann die Aufstellung des
Bebauungsplanes damit ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
abgeschlossen werden. Hierauf ist bereits bei der 6ffentlichen Bekanntmachung zur
Aufstellung des Bebauungsplanes hinzuweisen.



4. Planung

a) Flachennutzungsplan (FNP) der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vVG)
Eberbach-Schonbrunn

Das in der Anlage 2 dargestellte Quartier war urspringlich bereits in der
Flachennutzungsplanung der vWG Eberbach-Schonbrunn aus dem Jahr 2011 als
Bauflachenerweiterung fir den Ortsteil Pleutersbach vorgesehen. Seitens des
Baurechtsamts beim Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises wurde hierzu jedoch nicht die
Genehmigung erteilt, weshalb das Quartier aus der Genehmigung des FNP
herausgenommen wurde.

b) Plangebiet

Der Ortschaftsrat Pleutersbach hat in seiner 6ffentlichen Sitzung vom 08.05.2019 Uber die
Aufstellung eines Bebauungsplanverfahrens nach § 13 b BauGB beraten. Im Ergebnis der
Beratungen erfolgte der Beschluss, von dem in der Anlage 2 dargestellten Plangebiet, nur
eine Teilflache in ein Bebauungsplanverfahren einzubeziehen.

Aufgrund der vorliegenden Eigentumsverhaltnisse und nach Information an den Ortschaftsrat
Pleutersbach soll nun das in der Anlage 1 dargestellte Plangebiet zur Entwicklung
vorgeschlagen werden.

¢) Planungsrechtliche Festsetzungen

Als zulassige Art der baulichen Nutzung soll ein Allgemeines Wohngebiet geman

8§ 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausgewiesen werden. GemaR 8§ 4 Abs. 1 BauNVO
dienen Allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen.

Danach sollen die folgenden wesentlichen Nutzungen festgesetzt werden:

¢ \Wohngebaude

e die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaft sowie
nicht stérende Handwerksbetriebe,

Als Bauweise soll gemall dem gewachsenen stadtebaulichen Umfeld die offene Bauweise

fur eine Bebauung mit Einzel- und/oder Doppelh&usern vorgesehen werden.

4. \Weiteres Vorgehen

a) Gemal dem Beschlussantrag wird empfohlen, dem Aufstellungsbeschluss zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 ,Ringenacker®, Erweiterung zuzustimmen.

b) Der Aufstellungsbeschluss ist 6ffentlich bekannt zu machen.

c) Erwerb der fiir das Verfahren notwendigen Grundstiicksflachen durch die Stadt
Eberbach.

d) Die Verwaltung wird ein geeignetes Planungsburo, welches gleichzeitig die
ErschlielBungsplanung erledigen kann, zum Verfahren beauftragen.



e) Ausarbeitung eines stadtebaulichen Vorentwurfs mit Beschluss zur anschlieBenden
frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Trager 6ffentlicher Belange im Sinne
der 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 des BauGB.

f)  Vertiefende Untersuchungen zu vorhandenen Artengruppen und Ausarbeitung der
notwendigen Fachbeitrdge durch das Umweltamt der Stadt Eberbach.

Peter Reichert
Blrgermeister

Anlage/n:
Anlage 1: Lageplan, Abgrenzung Geltungsbereich
Anlage 2: Lageplan, urspriinglich vorgeschlagenes Quartier Pleutersbach

Anlage 3: Lageplan, Quartier Lindach



Seite 1

Anlage 1

855/1

858

1361/2

826

791
Allmend
Allmend o
825 790
=4 789
1. Gewann 5 2. S
788
Y]
824 S &
g\2\2 813 3 787 3, 78
Q

N

AN o
\ 810
e

809
861

€28
28
128

Y]
1V8
918
g\8
V8

812

STADTBAUAMT
EBERBACH

Lageplan Geltungsbereich

808

B-Plan Nr. 111 "Ringenacker" Erweiterung

M1:1000

Datum: 16.10.2019



VoelkerM
Polygon


Seite 1 von 1 Anlage 2
g T
B - @
2 % 1366
% 1360
&
1376
‘-',/ 1361
.;;5,5/1 ﬁ //‘ 1362 1365 1377
1364
1361/1 1378
858 1361/2
831 798
859/1
796
859/4
859 830 794/1
% 793
829
859/3 828 792
@ ez 791
> Allmend
860/1 Allmend ”
825 7
789
860
1. Gewann 2.
788
824 &
glz2\z\z\2 2 3 78
N\ STADTBAUAMT
\\ EBERBACH
810
¥ %09 Lageplan
% _|| Abgrenzung §13b BauGB
" M1:1000 Datum: 05.11.2018




Seite 1 von 1 Anlage 3

Neugereut

o
591 )
&
594 595
596
593
<
600
a - 1
& -
4

STADTBAUAMT
EBERBACH

Lageplan
.| ||Abgrenzung §13b BauGB

M1:1000 Datum: 05.11.2018




	Sitzungsdokumente
	Einladung Ortschaftsrat öffentlich

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Aufbau eines Hochwasserschutzregisters Satzungsbeschluss
	Vorlage  2019-213
	Anlage 1  2019-213

	TOP Ö  3 Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Bebauungsplanverfahren nach § 13 b Baugesetzbuch (BauGB)
	Vorlage  2019-272
	Anlage 1  2019-272
	Anlage 2  2019-272
	Anlage 3  2019-272





